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Dortmund: Familienstreit löst Messerstecherei aus 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach dem Stand der Ermittlungen am 15. Juni eskalierte am Samstagabend, den 13. Juni 
2026, ein innerfamiliärer Streit in der Dortmunder Nordstadt zu einer schweren Gewalttat, die 
einen stundenlangen Polizeieinsatz und die Einrichtung einer Mordkommission nach sich zog. 
Schauplatz war der Bereich Kamener Straße beziehungsweise Unnaer Straße. Die Polizei 
wurde kurz vor 19:00 Uhr alarmiert. Der Einsatz dauerte bis etwa 23:15 Uhr an.1 
 
Auslöser der Auseinandersetzung soll nach Angaben der Staatsanwaltschaft ein familiärer 
Konflikt im Zusammenhang einer Trennung gewesen sein. Zu den genauen Hintergründen 
wird weiterhin ermittelt. Zudem gibt es Hinweise, dass ein Kind eine Rolle in dem Streit gespielt 
haben könnte, was bislang jedoch nicht offiziell bestätigt wurde. Im Verlauf der Auseinander-
setzung kam es zu massiver Gewalt zwischen mehreren Beteiligten. Zeugen berichteten von 
chaotischen Szenen, bei denen nicht nur Messer eingesetzt wurden, sondern Beteiligte auch 
mit Holzlatten aufeinander eingeschlagen haben sollen. Insgesamt wurden drei Männer im 
Alter von 33, 37 und 49 Jahren verletzt. Der 37-Jährige erlitt besonders schwere Stichverlet-
zungen und musste in der Nacht notoperiert werden. Zwischenzeitlich schwebte er in Lebens-
gefahr, ihm geht es aber wieder besser.2 
 
Nach dem derzeitigen Stand der Ermittlungen soll der 37-jährige rumänische Staatsbürger 
zunächst selbst mit einem Messer auf andere Familienangehörige losgegangen sein. Ein 33-
Jähriger konnte ihm das Messer abnehmen. Trotz des Verlusts der Waffe soll der 37-Jährige 
seine Angriffe fortgesetzt haben. Daraufhin stach der 33-Jährige auf ihn ein. Die Staatsanwalt-
schaft bewertet dieses Verhalten aktuell als Notwehr. Unmittelbar nach der Tat nahm die Po-
lizei zunächst alle drei beteiligten Männer vorläufig fest. Während Rettungskräfte die Verletz-
ten versorgten, sicherten Polizeibeamte den Tatort und suchten nach der Tatwaffe. Wegen 
der Schwere der Verletzungen übernahm die Kriminalpolizei Ermittlungen wegen des Ver-
dachts eines versuchten Tötungsdelikts und die Staatsanwaltschaft richtete eine Mordkom-
mission ein. Nach den bisherigen Erkenntnissen konzentrieren sich die Ermittlungen inzwi-
schen auf den 37-Jährigen als mutmaßlichen Haupttatverdächtigen. Nach seiner 

 
1 Vgl. https://www.ruhrnachrichten.de/dortmund/messerstiche-dortmund-nordstadt-trennung-notwehr-

staatsanwaltschaft-ermittlungen-w1207711-2002107109/. 
2 Ebenda. 
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Stabilisierung konnte er im Krankenhaus vernommen werden und wurde anschließend einem 
Haftrichter vorgeführt. Zu seinem aktuellen Aufenthaltsort machte die Staatsanwaltschaft 
keine Angaben.3 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8417 mit Schreiben vom 17. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Dortmund hat mir unter dem 22.07.2026 im Wesentlichen 
berichtet, seine Behörde führe aufgrund des in der Kleinen Anfrage geschilderten Sachverhalts 
ein Ermittlungsverfahren gegen drei Beschuldigte wegen versuchten Totschlags und gefährli-
cher Körperverletzung.  
 
Am 13.06.2026 sei es in Dortmund zwischen dem einen Beschuldigten einerseits und den 
beiden anderen Beschuldigten andererseits zu einer Auseinandersetzung gekommen, die 
durch ersteren veranlasst worden sei. Es seien durch zwei Beschuldigte Messer und Holzlat-
ten eingesetzt worden, die zu wechselseitigen Verletzungen geführt hätten. Lebensgefahr 
habe zu keinem Zeitpunkt bestanden. 
 
Zwei der Beschuldigten, die am 13.06.2026 zunächst vorläufig festgenommen worden seien, 
seien am Folgetag entlassen worden. Gegen einen Beschuldigten sei am 14.06.2026 durch 
das zuständige Amtsgericht ein Untersuchungshaftbefehl erlassen worden. Dieser befinde 
sich weiterhin in Untersuchungshaft. Die Ermittlungen dauerten an, wobei einem der Beschul-
digten ein Tatbeitrag nicht zuzuordnen sei.  
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Polizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomen-
ten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von kriminalpolizei-
lichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig keinen 
Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der 
abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung.  
 
Ein Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Strafta-
ten polizeilich in Erscheinung getreten:  
 
 • in zwei Fällen wegen Diebstahls. 
 
Ein weiterer Beschuldiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden 
Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten:  
 
 • in zwei Fällen wegen Bedrohung und  

 • in einem Fall wegen des Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz. 

 
3 Ebenda. 
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Ein weiterer Beschuldiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden 
Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten:  
 
 • in einem Fall wegen vorsätzlicher einfacher Körperverletzung  
 • in einem Fall wegen Bedrohung und  

 • in einem Fall wegen des Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Dem in der Antwort auf Frage 1 bezeichneten Bericht zufolge sind die Beschuldigten nicht 
vorbestraft.  
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Ausweislich des in der Antwort auf Frage 1 bezeichneten Berichts sind die Beschuldigten ru-
mänische Staatsangehörige. 
 


